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sind auch jedem Aufsichtsratsmitglied oder, soweit der Aufsichtsrat dies be-
schlossen hat, den Mitgliedern eines Ausschusses zu übermitteln.

§ 1711) Prüfung durch den Aufsichtsrat. (1) 1 Der Aufsichtsrat hat den
Jahresabschluß, den Lagebericht und den Vorschlag für die Verwendung des
Bilanzgewinns zu prüfen, bei Mutterunternehmen (§ 290 Abs. 1, 2 des Han-
delsgesetzbuchs) auch den Konzernabschluß und den Konzernlagebericht.
2 Ist der Jahresabschluss oder der Konzernabschluss durch einen Abschluss-
prüfer zu prüfen, so hat dieser an den Verhandlungen des Aufsichtsrats oder
des Prüfungsausschusses über diese Vorlagen teilzunehmen und über die
wesentlichen Ergebnisse seiner Prüfung, insbesondere wesentliche Schwächen
des internen Kontroll- und des Risikomanagementsystems bezogen auf den
Rechnungslegungsprozess, zu berichten. 3 Er informiert über Umstände, die
seine Befangenheit besorgen lassen und über Leistungen, die er zusätzlich zu
den Abschlussprüfungsleistungen erbracht hat.

(2) 1 Der Aufsichtsrat hat über das Ergebnis der Prüfung schriftlich an die
Hauptversammlung zu berichten. 2 In dem Bericht hat der Aufsichtsrat auch
mitzuteilen, in welcher Art und in welchem Umfang er die Geschäftsführung
der Gesellschaft während des Geschäftsjahrs geprüft hat; bei börsennotierten
Gesellschaften hat er insbesondere anzugeben, welche Ausschüsse gebildet
worden sind, sowie die Zahl seiner Sitzungen und die der Ausschüsse mit-
zuteilen. 3 Ist der Jahresabschluß durch einen Abschlußprüfer zu prüfen, so hat
der Aufsichtsrat ferner zu dem Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses
durch den Abschlußprüfer Stellung zu nehmen. 4 Am Schluß des Berichts hat
der Aufsichtsrat zu erklären, ob nach dem abschließenden Ergebnis seiner
Prüfung Einwendungen zu erheben sind und ob er den vom Vorstand auf-
gestellten Jahresabschluß billigt. 5 Bei Mutterunternehmen (§ 290 Abs. 1, 2
des Handelsgesetzbuchs) finden die Sätze 3 und 4 entsprechende Anwendung
auf den Konzernabschluss.

(3) 1 Der Aufsichtsrat hat seinen Bericht innerhalb eines Monats, nachdem
ihm die Vorlagen zugegangen sind, dem Vorstand zuzuleiten. 2Wird der
Bericht dem Vorstand nicht innerhalb der Frist zugeleitet, hat der Vorstand
dem Aufsichtsrat unverzüglich eine weitere Frist von nicht mehr als einem
Monat zu setzen. 3Wird der Bericht dem Vorstand nicht vor Ablauf der
weiteren Frist zugeleitet, gilt der Jahresabschluß als vom Aufsichtsrat nicht
gebilligt; bei Mutterunternehmen (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs)
gilt das Gleiche hinsichtlich des Konzernabschlusses.

(4) 1 Die Absätze 1 bis 3 gelten auch hinsichtlich eines Einzelabschlusses
nach § 325 Abs. 2 a des Handelsgesetzbuchs. 2 Der Vorstand darf den in Satz 1
genannten Abschluss erst nach dessen Billigung durch den Aufsichtsrat offen
legen.

5. Teil. Rechnungslegung. Gewinnverwendung § 171 AktG 3
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1) § 171 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 3 neu gef. durch G v. 19. 12. 1985 (BGBl. I S. 2355); Abs. 1
Satz 1 geänd., Satz 2 neu gef., Abs. 2 Satz 2 zweiter Halbsatz angef. durch G v. 27. 4. 1998
(BGBl. I S. 786); Abs. 1 Sätze 1 und 2, Abs. 3 Satz 3 geänd., Abs. 2 Satz 5 angef. mWv 26. 7. 2002
durch G v. 19. 7. 2002 (BGBl. I S. 2681); Abs. 4 angef. mWv 10. 12. 2004 durch G v. 4. 12. 2004
(BGBl. I S. 3166); Abs. 2 Satz 2 geänd. mWv 14. 7. 2006 durch G v. 8. 7. 2006 (BGBl. I S. 1426);
Abs. 2 Satz 2 geänd. mWv 25. 4. 2007 durch G v. 19. 4. 2007 (BGBl. I S. 542); Abs. 1 Satz 2 neu
gef., Satz 3 angef. mWv 29. 5. 2009 durch G v. 25. 5. 2009 (BGBl. I S. 1102).



Dritter Abschnitt. Feststellung des Jahresabschlusses. Gewinnverwendung

Erster Unterabschnitt. Feststellung des Jahresabschlusses

§ 172 Feststellung durch Vorstand und Aufsichtsrat. 1 Billigt der Auf-
sichtsrat den Jahresabschluß, so ist dieser festgestellt, sofern nicht Vorstand
und Aufsichtsrat beschließen, die Feststellung des Jahresabschlusses der
Hauptversammlung zu überlassen. 2 Die Beschlüsse des Vorstands und des
Aufsichtsrats sind in den Bericht des Aufsichtsrats an die Hauptversammlung
aufzunehmen.

§ 1731) Feststellung durch die Hauptversammlung. (1) 1 Haben Vor-
stand und Aufsichtsrat beschlossen, die Feststellung des Jahresabschlusses der
Hauptversammlung zu überlassen, oder hat der Aufsichtsrat den Jahres-
abschluß nicht gebilligt, so stellt die Hauptversammlung den Jahresabschluß
fest. 2 Hat der Aufsichtsrat eines Mutterunternehmens (§ 290 Abs. 1, 2 des
Handelsgesetzbuchs) den Konzernabschluss nicht gebilligt, so entscheidet die
Hauptversammlung über die Billigung.

(2) 1 Auf den Jahresabschluß sind bei der Feststellung die für seine Aufstel-
lung geltenden Vorschriften anzuwenden. 2 Die Hauptversammlung darf bei
der Feststellung des Jahresabschlusses nur die Beträge in Gewinnrücklagen
einstellen, die nach Gesetz oder Satzung einzustellen sind.

(3) 1 Ändert die Hauptversammlung einen von einem Abschlußprüfer auf
Grund gesetzlicher Verpflichtung geprüften Jahresabschluß, so werden vor der
erneuten Prüfung nach § 316 Abs. 3 des Handelsgesetzbuchs von der Haupt-
versammlung gefaßte Beschlüsse über die Feststellung des Jahresabschlusses
und die Gewinnverwendung erst wirksam, wenn auf Grund der erneuten
Prüfung ein hinsichtlich der Änderungen uneingeschränkter Bestätigungsver-
merk erteilt worden ist. 2 Sie werden nichtig, wenn nicht binnen zwei Wo-
chen seit der Beschlußfassung ein hinsichtlich der Änderungen uneinge-
schränkter Bestätigungsvermerk erteilt wird.

Zweiter Unterabschnitt. Gewinnverwendung

§ 1742) [Beschluss über Gewinnverwendung] (1) 1 Die Hauptversamm-
lung beschließt über die Verwendung des Bilanzgewinns. 2 Sie ist hierbei an
den festgestellten Jahresabschluß gebunden.

(2) In dem Beschluß ist die Verwendung des Bilanzgewinns im einzelnen
darzulegen, namentlich sind anzugeben
1. der Bilanzgewinn;
2. der an die Aktionäre auszuschüttende Betrag oder Sachwert;
3. die in Gewinnrücklagen einzustellenden Beträge;
4. ein Gewinnvortrag;
5. der zusätzliche Aufwand auf Grund des Beschlusses.

3 AktG §§ 172–174 Erstes Buch. Aktiengesellschaft
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1) § 173 Abs. 2 und 3 neu gef. durch G v. 19. 12. 1985 (BGBl. I S. 2355); Abs. 1 Satz 2 angef.
mWv 26. 7. 2002 durch G v. 19. 7. 2002 (BGBl. I S. 2681).

2) § 174 Abs. 2 Nr. 3 geänd. durch G v. 19. 12. 1985 (BGBl. I S. 2355); Abs. 2 Nr. 2 geänd.
mWv 26. 7. 2002 durch G v. 19. 7. 2002 (BGBl. I S. 2681).



(3) Der Beschluß führt nicht zu einer Änderung des festgestellten Jahres-
abschlusses.

Dritter Unterabschnitt. Ordentliche Hauptversammlung

§ 1751) Einberufung. (1) 1 Unverzüglich nach Eingang des Berichts des
Aufsichtsrats hat der Vorstand die Hauptversammlung zur Entgegennahme
des festgestellten Jahresabschlusses und des Lageberichts, eines vom Aufsichts-
rat gebilligten Einzelabschlusses nach § 325 Abs. 2 a des Handelsgesetzbuchs
sowie zur Beschlußfassung über die Verwendung eines Bilanzgewinns, bei
einem Mutterunternehmen (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) auch
zur Entgegennahme des vom Aufsichtsrat gebilligten Konzernabschlusses und
des Konzernlageberichts, einzuberufen. 2 Die Hauptversammlung hat in den
ersten acht Monaten des Geschäftsjahrs stattzufinden.

(2) 1 Der Jahresabschluss, ein vom Aufsichtsrat gebilligter Einzelabschluss
nach § 325 Absatz 2 a des Handelsgesetzbuchs, der Lagebericht, der Bericht
des Aufsichtsrats und der Vorschlag des Vorstands für die Verwendung des
Bilanzgewinns sind von der Einberufung an in dem Geschäftsraum der Gesell-
schaft zur Einsicht durch die Aktionäre auszulegen. 2 Auf Verlangen ist jedem
Aktionär unverzüglich eine Abschrift der Vorlagen zu erteilen. 3 Bei einem
Mutterunternehmen (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) gelten die
Sätze 1 und 2 auch für den Konzernabschluss, den Konzernlagebericht und
den Bericht des Aufsichtsrats hierüber. 4 Die Verpflichtungen nach den Sät-
zen 1 bis 3 entfallen, wenn die dort bezeichneten Dokumente für denselben
Zeitraum über die Internetseite der Gesellschaft zugänglich sind.

(3) 1 Hat die Hauptversammlung den Jahresabschluss festzustellen oder hat
sie über die Billigung des Konzernabschlusses zu entscheiden, so gelten für
die Einberufung der Hauptversammlung zur Feststellung des Jahresabschlusses
oder zur Billigung des Konzernabschlusses und für das Zugänglichmachen der
Vorlagen und die Erteilung von Abschriften die Absätze 1 und 2 sinngemäß.
2 Die Verhandlungen über die Feststellung des Jahresabschlusses und über die
Verwendung des Bilanzgewinns sollen verbunden werden.

(4) 1Mit der Einberufung der Hauptversammlung zur Entgegennahme des
festgestellten Jahresabschlusses oder, wenn die Hauptversammlung den Jahres-
abschluß festzustellen hat, der Hauptversammlung zur Feststellung des Jahres-
abschlusses sind Vorstand und Aufsichtsrat an die in dem Bericht des Auf-
sichtsrats enthaltenen Erklärungen über den Jahresabschluß (§§ 172, 173
Abs. 1) gebunden. 2 Bei einem Mutterunternehmen (§ 290 Abs. 1, 2 des
Handelsgesetzbuchs) gilt Satz 1 für die Erklärung des Aufsichtsrats über die
Billigung des Konzernabschlusses entsprechend.

5. Teil. Rechnungslegung. Gewinnverwendung § 175 AktG 3
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1) § 175 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 geänd. durch G v. 19. 12. 1985 (BGBl. I S. 2355);
Abs. 1 Satz 1 geänd., Abs. 2 Satz 3 und Abs. 4 Satz 2 angef., Abs. 3 Satz 1 neu gef. mWv 26. 7.
2002 durch G v. 19. 7. 2002 (BGBl. I S. 2681); Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 geänd. mWv
10. 12. 2004 durch G v. 4. 12. 2004 (BGBl. I S. 3166); Abs. 2 Satz 4 angef. mWv 1. 1. 2007 durch
G v. 10. 11. 2006 (BGBl. I S. 2553); Abs. 2 Satz 1 geänd. mWv 25. 4. 2007 durch G v. 19. 4. 2007
(BGBl. I S. 542); Abs. 2 Satz 1 geänd. mWv 29. 5. 2009 durch G v. 25. 5. 2009 (BGBl. I S. 1102);
Abs. 2 Satz 1 (mit amtlich fehlerhafter Änderungsanweisung) und Abs. 3 Satz 1 geänd. mWv 1. 9.
2009 durch G v. 30. 7. 2009 (BGBl. I S. 2479); Abs. 2 Satz 1 neu gef. mWv 31. 12. 2015 durch G
v. 22. 12. 2015 (BGBl. I S. 2565).



§ 1761) Vorlagen. Anwesenheit des Abschlußprüfers. (1) 1 Der Vor-
stand hat der Hauptversammlung die in § 175 Abs. 2 genannten Vorlagen
sowie bei börsennotierten Gesellschaften einen erläuternden Bericht zu den
Angaben nach § 289 Abs. 4, § 315 Abs. 4 des Handelsgesetzbuchs zugänglich
zu machen. 2 Zu Beginn der Verhandlung soll der Vorstand seine Vorlagen,
der Vorsitzende des Aufsichtsrats den Bericht des Aufsichtsrats erläutern. 3 Der
Vorstand soll dabei auch zu einem Jahresfehlbetrag oder einem Verlust Stel-
lung nehmen, der das Jahresergebnis wesentlich beeinträchtigt hat. 4 Satz 3 ist
auf Kreditinstitute nicht anzuwenden.

(2) 1 Ist der Jahresabschluß von einem Abschlußprüfer zu prüfen, so hat der
Abschlußprüfer an den Verhandlungen über die Feststellung des Jahres-
abschlusses teilzunehmen. 2 Satz 1 gilt entsprechend für die Verhandlungen
über die Billigung eines Konzernabschlusses. 3 Der Abschlußprüfer ist nicht
verpflichtet, einem Aktionär Auskunft zu erteilen.

Vierter Abschnitt. Bekanntmachung des Jahresabschlusses

§§ 177, 1782) (aufgehoben)

Sechster Teil. Satzungsänderung. Maßnahmen der
Kapitalbeschaffung und Kapitalherabsetzung

Erster Abschnitt. Satzungsänderung

§ 179 Beschluß der Hauptversammlung. (1) 1 Jede Satzungsänderung
bedarf eines Beschlusses der Hauptversammlung. 2 Die Befugnis zu Änderun-
gen, die nur die Fassung betreffen, kann die Hauptversammlung dem Auf-
sichtsrat übertragen.

(2) 1 Der Beschluß der Hauptversammlung bedarf einer Mehrheit, die
mindestens drei Viertel des bei der Beschlußfassung vertretenen Grundkapi-
tals umfaßt. 2 Die Satzung kann eine andere Kapitalmehrheit, für eine Ände-
rung des Gegenstands des Unternehmens jedoch nur eine größere Kapital-
mehrheit bestimmen. 3 Sie kann weitere Erfordernisse aufstellen.

(3) 1 Soll das bisherige Verhältnis mehrerer Gattungen von Aktien zum
Nachteil einer Gattung geändert werden, so bedarf der Beschluß der Haupt-
versammlung zu seiner Wirksamkeit der Zustimmung der benachteiligten
Aktionäre. 2 Über die Zustimmung haben die benachteiligten Aktionäre
einen Sonderbeschluß zu fassen. 3 Für diesen gilt Absatz 2.

§ 179a3) Verpflichtung zur Übertragung des ganzen Gesellschafts-
vermögens. (1) 1 Ein Vertrag, durch den sich eine Aktiengesellschaft zur
Übertragung des ganzen Gesellschaftsvermögens verpflichtet, ohne daß die

3 AktG §§ 176–179 a Erstes Buch. Aktiengesellschaft
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1) § 176 Überschrift geänd., Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 neu gef. durch G v. 19. 12. 1985 (BGBl. I
S. 2355); Abs. 1 Satz 4 angef. durch G v. 30. 11. 1990 (BGBl. I S. 2570); Abs. 2 Satz 2 eingef.,
bish. Satz 2 wird Satz 3 mWv 10. 12. 2004 durch G v. 4. 12. 2004 (BGBl. I S. 3166); Abs. 1 Satz 1
neu gef. mWv 1. 9. 2009 durch G v. 30. 7. 2009 (BGBl. I S. 2479).

2) §§ 177 und 178 aufgeh. durch G v. 19. 12. 1985 (BGBl. I S. 2355).
3) § 179 a eingef. durch G v. 28. 10. 1994 (BGBl. I S. 3210); Abs. 2 Satz 3 eingef., bish. Sätze 3–

5 werden Sätze 4–6 und neuer Satz 4 geänd. mWv 1. 9. 2009 durch G v. 30. 7. 2009 (BGBl. I
S. 2479).



Übertragung unter die Vorschriften des Umwandlungsgesetzes1) fällt, bedarf
auch dann eines Beschlusses der Hauptversammlung nach § 179, wenn damit
nicht eine Änderung des Unternehmensgegenstandes verbunden ist. 2 Die
Satzung kann nur eine größere Kapitalmehrheit bestimmen.

(2) 1 Der Vertrag ist von der Einberufung der Hauptversammlung an, die
über die Zustimmung beschließen soll, in dem Geschäftsraum der Gesellschaft
zur Einsicht der Aktionäre auszulegen. 2 Auf Verlangen ist jedem Aktionär
unverzüglich eine Abschrift zu erteilen. 3 Die Verpflichtungen nach den
Sätzen 1 und 2 entfallen, wenn der Vertrag für denselben Zeitraum über die
Internetseite der Gesellschaft zugänglich ist. 4 In der Hauptversammlung ist
der Vertrag zugänglich zu machen. 5 Der Vorstand hat ihn zu Beginn der
Verhandlung zu erläutern. 6 Der Niederschrift ist er als Anlage beizufügen.

(3) Wird aus Anlaß der Übertragung des Gesellschaftsvermögens die Ge-
sellschaft aufgelöst, so ist der Anmeldung der Auflösung der Vertrag in Aus-
fertigung oder öffentlich beglaubigter Abschrift beizufügen.

§ 180 Zustimmung der betroffenen Aktionäre. (1) Ein Beschluß, der
Aktionären Nebenverpflichtungen auferlegt, bedarf zu seiner Wirksamkeit
der Zustimmung aller betroffenen Aktionäre.

(2) Gleiches gilt für einen Beschluß, durch den die Übertragung von
Namensaktien oder Zwischenscheinen an die Zustimmung der Gesellschaft
gebunden wird.

§ 1812) Eintragung der Satzungsänderung. (1) 1 Der Vorstand hat die
Satzungsänderung zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden. 2 Der
Anmeldung ist der vollständige Wortlaut der Satzung beizufügen; er muß mit
der Bescheinigung eines Notars versehen sein, daß die geänderten Bestim-
mungen der Satzung mit dem Beschluß über die Satzungsänderung und die
unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt zum Handelsregister einge-
reichten vollständigen Wortlaut der Satzung übereinstimmen.

(2) Soweit nicht die Änderung Angaben nach § 39 betrifft, genügt bei der
Eintragung die Bezugnahme auf die beim Gericht eingereichten Urkunden.

(3) Die Änderung wird erst wirksam, wenn sie in das Handelsregister des
Sitzes der Gesellschaft eingetragen worden ist.

Zweiter Abschnitt. Maßnahmen der Kapitalbeschaffung

Erster Unterabschnitt. Kapitalerhöhung gegen Einlagen

§ 1823) Voraussetzungen. (1) 1 Eine Erhöhung des Grundkapitals gegen
Einlagen kann nur mit einer Mehrheit beschlossen werden, die mindestens
drei Viertel des bei der Beschlußfassung vertretenen Grundkapitals umfaßt.
2 Die Satzung kann eine andere Kapitalmehrheit, für die Ausgabe von Vor-
zugsaktien ohne Stimmrecht jedoch nur eine größere Kapitalmehrheit be-

6. Teil. Satzungsänderung. Kapitalbeschaffung u.a. §§ 180–182 AktG 3
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1)Nr. 14.
2) § 181 Abs. 1 Satz 2 eingef., bish. Satz 2 wird Satz 3 durch G v. 15. 8. 1969 (BGBl. I S. 1146);

Abs. 2 Satz 2 aufgeh. mWv 1. 11. 2008 durch G v. 23. 10. 2008 (BGBl. I S. 2026); Abs. 1 Satz 3
aufgeh. mWv 1. 9. 2009 durch G v. 30. 7. 2009 (BGBl. I S. 2479).

3) § 182 Abs. 2 Satz 1 geänd. durch G v. 2. 8. 1994 (BGBl. I S. 1961); Abs. 1 Satz 5 angef.,
Abs. 3 geänd. durch G v. 25. 3. 1998 (BGBl. I S. 590).



stimmen. 3 Sie kann weitere Erfordernisse aufstellen. 4 Die Kapitalerhöhung
kann nur durch Ausgabe neuer Aktien ausgeführt werden. 5 Bei Gesellschaften
mit Stückaktien muß sich die Zahl der Aktien in demselben Verhältnis wie
das Grundkapital erhöhen.

(2) 1 Sind mehrere Gattungen von stimmberechtigten Aktien vorhanden, so
bedarf der Beschluß der Hauptversammlung zu seiner Wirksamkeit der Zu-
stimmung der Aktionäre jeder Gattung. 2Über die Zustimmung haben die
Aktionäre jeder Gattung einen Sonderbeschluß zu fassen. 3 Für diesen gilt
Absatz 1.

(3) Sollen die neuen Aktien für einen höheren Betrag als den geringsten
Ausgabebetrag ausgegeben werden, so ist der Mindestbetrag, unter dem sie
nicht ausgegeben werden sollen, im Beschluß über die Erhöhung des Grund-
kapitals festzusetzen.

(4) 1 Das Grundkapital soll nicht erhöht werden, solange ausstehende Ein-
lagen auf das bisherige Grundkapital noch erlangt werden können. 2 Für Ver-
sicherungsgesellschaften kann die Satzung etwas anderes bestimmen. 3 Stehen
Einlagen in verhältnismäßig unerheblichem Umfang aus, so hindert dies die
Erhöhung des Grundkapitals nicht.

§ 1831) Kapitalerhöhung mit Sacheinlagen; Rückzahlung von Ein-
lagen. (1) 1Wird eine Sacheinlage (§ 27 Abs. 1 und 2) gemacht, so müssen
ihr Gegenstand, die Person, von der die Gesellschaft den Gegenstand erwirbt,
und der Nennbetrag, bei Stückaktien die Zahl der bei der Sacheinlage zu
gewährenden Aktien im Beschluß über die Erhöhung des Grundkapitals fest-
gesetzt werden. 2 Der Beschluß darf nur gefaßt werden, wenn die Einbrin-
gung von Sacheinlagen und die Festsetzungen nach Satz 1 ausdrücklich und
ordnungsgemäß bekanntgemacht worden sind.

(2) § 27 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend.
(3) 1 Bei der Kapitalerhöhung mit Sacheinlagen hat eine Prüfung durch

einen oder mehrere Prüfer stattzufinden. 2 § 33 Abs. 3 bis 5, die §§ 34, 35
gelten sinngemäß.

§ 183a2) Kapitalerhöhung mit Sacheinlagen ohne Prüfung. (1) 1 Von
einer Prüfung der Sacheinlage (§ 183 Abs. 3) kann unter den Voraussetzun-
gen des § 33 a abgesehen werden. 2Wird hiervon Gebrauch gemacht, so
gelten die folgenden Absätze.

(2) 1 Der Vorstand hat das Datum des Beschlusses über die Kapitalerhöhung
sowie die Angaben nach § 37 a Abs. 1 und 2 in den Gesellschaftsblättern
bekannt zu machen. 2 Die Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals
darf nicht in das Handelsregister eingetragen werden vor Ablauf von vier
Wochen seit der Bekanntmachung.

(3) 1 Liegen die Voraussetzungen des § 33 a Abs. 2 vor, hat das Amtsgericht
auf Antrag von Aktionären, die am Tag der Beschlussfassung über die Kapital-

3 AktG §§ 183, 183 a Erstes Buch. Aktiengesellschaft
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1) § 183 Abs. 1 Satz 1 geänd., Abs. 3 angef. durch G v. 13. 12. 1978 (BGBl. I S. 1959); Abs. 1
Satz 1, Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 Satz 3 geänd. durch G v. 25. 3. 1998 (BGBl. I S. 590); Überschrift
und Abs. 1 Satz 2 geänd., Abs. 2 und Abs. 3 Satz 2 neu gef., Abs. 3 Satz 3 aufgeh. mWv 1. 9. 2009
durch G v. 30. 7. 2009 (BGBl. I S. 2479).

2) § 183 a eingef. mWv 1. 9. 2009 durch G v. 30. 7. 2009 (BGBl. I S. 2479).



erhöhung gemeinsam fünf vom Hundert des Grundkapitals hielten und am
Tag der Antragstellung noch halten, einen oder mehrere Prüfer zu bestellen.
2 Der Antrag kann bis zum Tag der Eintragung der Durchführung der Erhö-
hung des Grundkapitals (§ 189) gestellt werden. 3 Das Gericht hat vor der
Entscheidung über den Antrag den Vorstand zu hören. 4 Gegen die Entschei-
dung ist die Beschwerde gegeben.

(4) Für das weitere Verfahren gelten § 33 Abs. 4 und 5, die §§ 34, 35
entsprechend.

§ 1841) Anmeldung des Beschlusses. (1) 1 Der Vorstand und der Vor-
sitzende des Aufsichtsrats haben den Beschluss über die Erhöhung des Grund-
kapitals zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden. 2 In der Anmel-
dung ist anzugeben, welche Einlagen auf das bisherige Grundkapital noch
nicht geleistet sind und warum sie nicht erlangt werden können. 3 Soll von
einer Prüfung der Sacheinlage abgesehen werden und ist das Datum des
Beschlusses der Kapitalerhöhung vorab bekannt gemacht worden (§ 183 a
Abs. 2), müssen die Anmeldenden in der Anmeldung nur noch versichern,
dass ihnen seit der Bekanntmachung keine Umstände im Sinne von § 37 a
Abs. 2 bekannt geworden sind.

(2) Der Anmeldung sind der Bericht über die Prüfung von Sacheinlagen
(§ 183 Abs. 3) oder die in § 37 a Abs. 3 bezeichneten Anlagen beizufügen.

(3) 1 Das Gericht kann die Eintragung ablehnen, wenn der Wert der Sach-
einlage nicht unwesentlich hinter dem geringsten Ausgabebetrag der dafür zu
gewährenden Aktien zurückbleibt. 2Wird von einer Prüfung der Sacheinlage
nach § 183 a Abs. 1 abgesehen, gilt § 38 Abs. 3 entsprechend.

§ 1852) Zeichnung der neuen Aktien. (1) 1 Die Zeichnung der neuen
Aktien geschieht durch schriftliche Erklärung (Zeichnungsschein), aus der die
Beteiligung nach der Zahl und bei Nennbetragsaktien dem Nennbetrag und,
wenn mehrere Gattungen ausgegeben werden, der Gattung der Aktien her-
vorgehen muß. 2 Der Zeichnungsschein soll doppelt ausgestellt werden. 3 Er
hat zu enthalten
1. den Tag, an dem die Erhöhung des Grundkapitals beschlossen worden ist;
2. den Ausgabebetrag der Aktien, den Betrag der festgesetzten Einzahlungen
sowie den Umfang von Nebenverpflichtungen;

3. die bei einer Kapitalerhöhung mit Sacheinlagen vorgesehenen Festsetzun-
gen und, wenn mehrere Gattungen ausgegeben werden, den auf jede
Aktiengattung entfallenden Betrag des Grundkapitals;

4. den Zeitpunkt, an dem die Zeichnung unverbindlich wird, wenn nicht bis
dahin die Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals eingetragen ist.
(2) Zeichnungsscheine, die diese Angaben nicht vollständig oder die außer

dem Vorbehalt in Absatz 1 Nr. 4 Beschränkungen der Verpflichtung des
Zeichners enthalten, sind nichtig.

(3) Ist die Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals eingetragen, so
kann sich der Zeichner auf die Nichtigkeit oder Unverbindlichkeit des Zeich-
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1) § 184 neu gef. mWv 1. 9. 2009 durch G v. 30. 7. 2009 (BGBl. I S. 2479).
2) § 185 Abs. 1 Satz 1 und Satz 3 Nr. 3 geänd. durch G v. 25. 3. 1998 (BGBl. I S. 590).



nungsscheins nicht berufen, wenn er auf Grund des Zeichnungsscheins als
Aktionär Rechte ausgeübt oder Verpflichtungen erfüllt hat.

(4) Jede nicht im Zeichnungsschein enthaltene Beschränkung ist der Ge-
sellschaft gegenüber unwirksam.

§ 1861) Bezugsrecht. (1) 1 Jedem Aktionär muß auf sein Verlangen ein
seinem Anteil an dem bisherigen Grundkapital entsprechender Teil der neuen
Aktien zugeteilt werden. 2 Für die Ausübung des Bezugsrechts ist eine Frist
von mindestens zwei Wochen zu bestimmen.

(2) 1 Der Vorstand hat den Ausgabebetrag oder die Grundlagen für seine
Festlegung und zugleich eine Bezugsfrist gemäß Absatz 1 in den Gesell-
schaftsblättern bekannt zu machen. 2 Sind nur die Grundlagen der Festlegung
angegeben, so hat er spätestens drei Tage vor Ablauf der Bezugsfrist den
Ausgabebetrag in den Gesellschaftsblättern und über ein elektronisches Infor-
mationsmedium bekannt zu machen.

(3) 1 Das Bezugsrecht kann ganz oder zum Teil nur im Beschluß über die
Erhöhung des Grundkapitals ausgeschlossen werden. 2 In diesem Fall bedarf
der Beschluß neben den in Gesetz oder Satzung für die Kapitalerhöhung
aufgestellten Erfordernissen einer Mehrheit, die mindestens drei Viertel des
bei der Beschlußfassung vertretenen Grundkapitals umfaßt. 3 Die Satzung
kann eine größere Kapitalmehrheit und weitere Erfordernisse bestimmen.
4 Ein Ausschluß des Bezugsrechts ist insbesondere dann zulässig, wenn die
Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen zehn vom Hundert des Grundkapitals
nicht übersteigt und der Ausgabebetrag den Börsenpreis nicht wesentlich
unterschreitet.

(4) 1 Ein Beschluß, durch den das Bezugsrecht ganz oder zum Teil aus-
geschlossen wird, darf nur gefaßt werden, wenn die Ausschließung ausdrück-
lich und ordnungsgemäß bekanntgemacht worden ist. 2 Der Vorstand hat der
Hauptversammlung einen schriftlichen Bericht über den Grund für den teil-
weisen oder vollständigen Ausschluß des Bezugsrechts zugänglich zu machen;
in dem Bericht ist der vorgeschlagene Ausgabebetrag zu begründen.

(5) 1 Als Ausschluß des Bezugsrechts ist es nicht anzusehen, wenn nach
dem Beschluß die neuen Aktien von einem Kreditinstitut oder einem nach
§ 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53 b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über
das Kreditwesen tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen
werden sollen, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. 2 Der Vorstand hat
dieses Bezugsangebot mit den Angaben gemäß Absatz 2 Satz 1 und einen
endgültigen Ausgabebetrag gemäß Absatz 2 Satz 2 bekannt zu machen; glei-
ches gilt, wenn die neuen Aktien von einem anderen als einem Kreditinstitut
oder Unternehmen im Sinne des Satzes 1 mit der Verpflichtung übernommen
werden sollen, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten.
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1) § 186 Abs. 1 Satz 2 neu gef., Abs. 4 Satz 2 angef. durch G v. 13. 12. 1978 (BGBl. I S. 1959);
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v. 22. 10. 1997 (BGBl. I S. 2567); Abs. 2 neu gef., Abs. 5 Satz 2 geänd. mWv 26. 7. 2002 durch G
v. 19. 7. 2002 (BGBl. I S. 2681); Abs. 4 Sätze 1 und 2 1. Halbs. geänd. mWv 1. 9. 2009 durch G v.
30. 7. 2009 (BGBl. I S. 2479).


